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Antrag 

des Innenausschusses (4. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Schröder (Lüneburg), Dr. Marx, 

Baron von Wrangel, Dr. Abelein, Dr. Gradl, Jäger (Wangen), Böhm 
(Melsungen), Dr. von Bismarck, Franke (Osnabrück), Seiters, 

Lagershausen und Genossen 

betr. Verhandlungen mit der DDR über die Grenzmarkierungen an der Elbe 
— Drucksache 7/3278 — 

A. Zielsetzung 

Dem Antrag der obengenannten Abgeordneten der CDU/CSU- 
Fraktion liegt die Befürchtung zugrunde, daß die Vertreter der 
Bundesrepublik Deutschland in der Grenzkommission nicht ent- 
schieden genug auf dem Rechtsstandpunkt beharrten, die Elbe 
zwischen Lauenburg und Schnackenburg sei Hoheitsgebiet der 
Bundesrepublik. Die Ausschußmehrheit ist hingegen davon 
überzeugt, daß die Verhandlungsführer der Bundesregierung 
bei der Grenzverlaufsfeststellung die Rechte und Interessen der 
westlichen Seite voll wahrten. 

B. Lösung 

Der Antrag der obengenannten Abgeordneten soll abgelehnt 
werden. Der Ausschuß schlägt statt dessen die Annahme eines 
Antrags vor, in dem festgestellt wird, daß sich die Sach- und 
Rechtslage durch die Gespräche in der Grenzkommission nicht 
geändert habe. Außerdem soll die Bundesregierung ersucht 
werden, weiterhin darauf hinzuwirken, daß die Rechte und In- 
teressen der Bundesrepublik voll gewahrt werden. 

C. Alternative 

Annahme des Antrags der Abg. Schröder (Lüneburg) usw. Hier- 
auf gerichtete Anträge der Opposition wurden in den beteilig- 
ten Ausschüssen abgelehnt. 

D. Kosten 

keine 
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Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Antrag — Drucksache 7/3278 — abzulehnen, 

2. folgenden Antrag anzunehmen: 

a) Der Deutsche Bundestag ist nach den Darlegungen der Bundesregierung 
zu der Auffassung gekommen, daß die Sach- und Rechtslage an der Elbe 
für und durch die Gespräche in der Grenzkommission gegenüber dem bis- 
herigen Zustand nicht verändert worden ist. 

b) Die Bundesregierung wird ersucht, gemeinsam mit dem Vertreter des 
Landes Niedersachsen in der Grenzkommission weiterhin darauf hinzu- 
wirken, daß bei der Markierung der Grenze und der Ordnung der Grenz- 
verhältnisse im Bereich der Elbe zwischen Lauenburg und Schnackenburg 
die Rechte der Bundesrepublik Deutschland auf der Elbe und die Interessen 
der Menschen in diesem Raum voll gewahrt werden. 


Bonn, den 12. Juni 1975 


Der Innenausschuß 

Dr. Schäfer (Tübingen) Spiliedce Freiherr von Fircks Dr. Wendig 

Vorsitzender Berichterstatter 
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